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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


1. Abgeordneter 
Kühbacher 
(SPD) 


Welche Gründe gibt es, bei einem pohzeüichen 
Führungszeugnis für öffentiiche Stellen neben 
den noch nicht gelöschten Eintragungen auch 
gelöschte Eintragungen mitzuteüen, ohne diese 
dem eigentiich Berechtigten, nämlich der Per- 
son, über die eine Auskunft gegeben wird, selber 
mitzuteüen? 


2. Abgeordneter 

Kühbacher 

(SPD) 


Ist es im Sinne der neuen Datenschutzrechtspre- 
chung des Bundesverfassungsgerichts zulässig, 
an dritte Stellen außer Gerichten offiziell ge- 
löschte Eintragungen mitzuteüen, ohne das die 
betroffene Person eine KontroUmöghchkeit und 
Einsichtmöghchkeit in die VoUständigkeit des 
Führungszeugnisses hat? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


3. Abgeordneter 

Dr. Weng 
(Gerlingen) 

(FDP) 


Wird die Bundesregierung den im Herbst zu er- 
wartenden Subventionsbericht 1985 zum Anlaß 
konkreter Vorschläge zum Subventionsabbau 
für den Haushalt 1986 nutzen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


4. Abgeordneter 
von Schmude 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, mit den zuständi- 
gen SteUen der DDR erneut Gespräche aufzu- 
nehmen, um das Radfahrverbot von West-Berlin 
durch die DDR in die Bundesrepubük Deutsch- 
land zu beseitigen? 


5. Abgeordneter 

von Schmude 


(CDU/CSU) 


Wie schätzt die Bundesregierung die Möghch- 
keiten ein, zu einem positiven Verhandlungser- 
gebnis in dieser Frage zu kommen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


6. Abgeordneter 

Dr. Diederich 
(Berlin) 

(SPD) 


Welche Auswirkungen wird der jetzt bekannt- 
gewordene Umbau des Ostbahnhofs in Ost-Ber- 
hn auf die Transiteisenbahnverbindungen zwi- 
schen der Bundesrepubük Deutschland und Ber- 
Ün und deren Verknüpfungen mit dem interna- 
tionalen Verkehr, insbesondere in Richtung Ost- 
europa (während der Durchführung des Umbaus 
und danach), haben, und ist die Bundesregie- 
rung von den geplanten Maßnahmen vorab in- 
formiert worden? 
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7. Abgeordneter 

Schulte 

(Menden) 

(DIE GRÜNEN) 


Wie hoch ist die geschätzte durchschnittiiche 
Geschwindigkeit von Lastkraftwagen mit einem 
zulässigen Gesamtgewicht über 7,5 Tonnen 
außerhalb geschlossener Ortschaften? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post 
und Fernmeidewesen 


8. Abgeordneter 

Dr. Diederich 
(Berlin) 

(SPD) 


Ist angesichts des zwischen den Regierungen der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR ver- 
einbarten Baus einer Kabelverbindung aus Glas- 
faser zwischen Westdeutschland und Berlin 
(West) die Errichtung einer „Erde-Funk-Anlage" 
in Berlin- Wannsee durch die Deutsche Bundes- 
post noch notwendig und gegebenenfalls 
warum? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


9. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Wann wird die Bundesregierung den für April 
dieses Jahres angekündigten Referentenentwurf 
zum Baugesetzbuch vorlegen? 


Geschäftsbereich des Bundeskanziers und 
des Bundeskanzleramtes 


10. Abgeordneter 

Dr. Klejdzinski 

(SPD) 


Welche Agenturen, Zeitungen, Zeitschriften und 
andere Presseveröffentiichungen hat das Presse- 
und Informationsamt der Bundesregierung für 
sein Zentrales Dokumentationssystem bis zum 
30. September 1982 bezogen, und welche be- 
zieht es heute? 


11. Abgeordneter 

Dr. Klejdzinski 

(SPD) 


Wie viele Anfragen wurden im Zeitraum von 
1979 bis 1984 jährhch an das Zentrale Dokumen- 
tationssytem des Presse- und Informationsamtes 
der Bundesregierung gerichtet, und welche 
Quellen wurden dabei am häufigsten zur Beant- 
wortung der Anfragen herangezdgen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


12. Abgeordneter 
Dörflinger 

(CDU/CSU) 


Verfügt die Bundesregierung über Informatio- 
nen darüber, daß die Schweiz in Erwägung zieht 
(siehe Neue Zürcher Zeitung vom 21. Mai 
1985), angesichts massiven politischen Wider- 
standes aus der betroffenen Region auf den Bau 
des Kernkraftwerkes Kaiseraugst zu verzichten 
und dafür an dem bestehenden Kernkraftwerk 
Leibstadt einen zweiten Block anzuhängen? 
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13. Abgeordneter 
DÖrflinger 

(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 

Dr. Olderog 

iCDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, auf 
Grund des am 19. September 1983 in Kraft ge- 
setzten deutsch-schweizerischen Abkommens 
über die gegenseitige Information beim Bau und 
Betrieb grenznaher kerntechnischer Einrichtun- 
gen schon frühzeitig mit der Schweiz Kontakt 
aufzunehmen, um im Sinne dieses Abkommens 
schon frühzeitig eine Beteüigung der deutschen 
Seite an allen Überlegungen sicherzustellen? 


Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
über das linksextremistische Engagement, ins- 
besondere der DKP, ihrer Neben- und Vorfeldor- 
ganisationen, für die XII. Weltjugendfestspiele, 
die in diesem Sommer in Moskau wieder abge- 
halten werden? 


15. Abgeordneter 
Dr. Olderog 

(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 
Clemens 
(CDU/CSU) 


Welche Anstrengungen unternehmen orthodoxe 
Kommunisten, um die XIL Weltjugendfeststpiele 
wiederum für Bündnisse und Aktivitäten zur Er- 
reichung kommunistischer Nahziele zu nutzen, 
und wie beurteüt die Bundesregierung die Er- 
folgsaussichten dieser Bemühungen? 

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung 
zum kommunistischen Hintergrund der „XII. 
Weltfestspiele der Jugend und Studenten" vom 
27. Juli bis 3. August 1985 in Moskau? 


17. Abgeordneter 

Clemens 


(CDU/CSU) 


18. Abgeordneter 
Fellner 
(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 
Stiegler 
(SPD) 


20. Abgeordneter 

Stiegler 

(SPD) 


Gibt es bereits Äußerungen etwa von kommuni- 
stischer oder linksextremistischer Seite, aus de- 
nen deutlich wird, wie die XII. Weltjugendfest- 
spiele von den Kommunisten politisch genutzt 
werden sollen? 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung hinsichtlich der Aussagen des 3. Pädago- 
gen-Friedenskongresses am 27. und 28. April 
1985 in Köln vor, dessen 1 200 Teilnehmer in 
einer Abschlußerklärung die Bundeswehr be- 
schuldigt haben sollen, einen Krieg vorzuberei- 
ten und zur Kriegsdienstverweigerung aufgeru- 
fen haben? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Hersteller von Waschmitteln zu veran- 
lassen, durch eine Änderung der Zusammenset- 
zung der Waschmittel die schädlichen Umwelt- 
auswirkungen vieler Waschmittel einzudäm- 
men, und welche Initiativen wird sie dazu er- 
greifen? 


Wird die Bundesregierung die Verbraucherauf- 
klärung über umweltfreundhche waschmaschi- 
nengeeignete Waschmittel unterstützen, und 
sieht sie eine Möglichkeit, die Hersteller kon- 
ventioneller Waschmittel ähnlich wie die Ziga- 
rettenhersteller dazu zu veranlassen, auf die Um- 
weltauswirkungen ihrer Produkte in der Wer- 
bung hinzuweisen? 
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21. Abgeordneter 
Werner 
(Dierstorf) 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Abgasgrenzwerte hat die EG-Kommis- 
sion am 5. Juni 1985 für Personenkraftwagen 
vorgeschlagen, und inwieweit sind diese Werte 
den US- Grenzwerten gleichzusetzen? 


22. Abgeordneter 

Werner 

(Dierstorf) 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Gesamtschadstoffminderung läßt sich 
durch die vorgeschlagenen Grenzwerte in der 
Bundesrepublik Deutschland erreichen, bezogen 
auf die Schadstoffe NOx, HC und CO? 


23. Abgeordneter 

Schulte 

(Menden) 

(DIE GRÜNEN) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung den 
Schadstof fausstoß (NOx, HC, CO und Ruß) von 
Lastkraftwagen über 7,5 Tonnen außerhalb ge- 
schlossener Ortschaften? 


24. Abgeordneter 

Dr. Schwenk 
(Stade) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß es bislang 
an einem ausreichenden Angebot von insbeson- 
dere betriebssicheren und lärmschwachen Klein- 
Shredder geräten für die Zerkleinerung von Gar- 
tenschnitt fehlt (vgl. Test 2/85), und was gedenkt 
sie zu tun, damit auch im Sinne eines besseren 
Recyclings derartige Geräte entsprechend dem 
tatsächhch möghchen technischen Standard her- 
gestellt werden? 


25. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß am 

Mann Pfingstsonntag, dem 26. Mai 1985, gegen 

(DIE GRÜNEN) 6.00 Uhr in Heübronn-Waldheide ein Alarm aus- 

gelöst wurde, und wenn ja, aus welchem Grund? 


26. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Reaktionen der 

Mann Bevölkerung bekannt? 

(DIE GRÜNEN) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


27. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


Wie steht die Bundesregierung zu der Subven- 
tionierung des Schrottpreises in Höhe von 80 DM 
pro Tonne in Itahen zuzügüch der günstigeren 
Tarif gestaltung der Deutschen Bundesbahn für 
Transport aus der Bundesrepublik Deutschland? 


28. Abgeordnete 

Frau 

Steinhauer 

(SPD) 


Aus welchem Grunde ist die Bundesregierung 
trotz Aufforderung nicht der Klage der Wirt- 
schaftsvereinigung Eisen- und Stahlindustrie 
beim Europäischen Gerichtshof gegen die 
Schrottpreis Subventionen beigetreten, obwohl 
ein Staatssekretär des Wirtschaftsministeriums 
in einer Veranstaltung dieses Verbandes dies 
zugesagt hatte? 


6 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/3448 


29. Abgeordneter 

Dr. Spöri 

(SPD) 


30. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


31. Abgeordneter 

Dr. Schöfberger 

(SPD) 


32. Abgeordneter 

Dr. Schöfberger 

(SPD) 


Welche Konsequenzen zieht das Bundesministe- 
rium für Wirtschaft aus der Tatsache, daß das 
Kölner Verwaltungsgericht die Erteüung der Be- 
scheinigung für Grace II nach § 4 Auslandsinve- 
stitionsgesetz von Anfang an für rechtswidrig 
erklärt, den entsprechenden Aufhebungsbe- 
scheid jedoch als fehlerhaft aufgehoben hat? 

Ist die Bundesregierung in der Lage und bereit, 
das neue Stromtarifmodell der Stromversorgung 
Basel im Hinblick auch auf das von ihr verfolgte 
Ziel des Energiesparens mit in ihre Überlegun- 
gen einzubeziehen? 

Wie vereinbart es sich nach Auffassung der Bun- 
desregierung mit der von ihr anzustrebenden 
Verteüungsgerechtigkeit, wenn (laut Süddeut- 
scher Zeitung vom 4. Juni 1985, Seite 20) die 
durchschnittlichen Jahresbruttoeinkommen von 
Vorstandsmitgliedern der Deutschen Bank AG 
1,145 MiUionen DM, der Dresdner Bank nach 
einer jüngsten Gehaltserhöhung um 17 v. H. auf 
827 144 DM und der Bayerischen Hypotheken- 
und Wechselbank nach einer jüngsten Gehalts- 
erhöhung um 32 V. H. auf 727 143 DM betragen, 
wogegen die durchschnittlich verfügbaren Jah- 
resbruttoeinkommen aller Haushalte bei nur 
41 184 DM liegen (vgl. Süddeutsche Zeitung 
vom 1./2. Juni 1985, Seite 31), die Einkommen 
aus Arbeitnehmertätigkeit 1984 um nur 1,5 v, H. 
und die Sozial versichemngsrente 1984 um nur 
1,3 V. H. gestiegen sind? 

In welchem Umfang will die Bundesregierung 
nach dem gescheiterten Versuch einer Ergän- 
zungsabgabe jenen Personenkreis, dem die ge- 
nannten Vorstandsmitglieder angehören, zu 
einem der Kürzung von Sozialleistung adäqua- 
ten Solidarbeitrag heranziehen, oder, falls die 
Nichtheranziehung mit der „Förderung einer er- 
höhten Leistungs- und Investitionsbereitschaft“ 
begründet wird, welche volkswirtschaftlich rele- 
vanten höheren Leistungen und welche arbeits- 
platzschaffenden Investitionen erwartet die Bun- 
desregierung beispielsweise von Vorstandsmit- 
gliedern deutscher Banken aus deren Privatein- 
kommen und ^vermögen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


33. Abgeordneter 
Michels 
(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung angeben, wie vielen 
landwirtschaftlichen Betrieben, insbesondere 
solchen mit Bauinvestitionen im Kuhstall, zwi- 
schen dem 1. Juli 1978 und dem 29. Februar 
1984 ohne Förderung und Baugenehmigung 
trotz Anerkennungsantrag als Härtefall im Rah- 
men der rechtsgültigen Müch- Garantiemengen- 
Verordnung keine zusätzlichen Milchmengen 
zugewiesen wurden? 
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34. Abgeordneter 
Michels 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
auch innerhalb der EG getroffen, um diese zum 
Teil existenznotwendigen Mengen für betroffe- 
ne landwirtschaftliche Betriebe bereitzustellen? 


35. Abgeordneter 

Kastning 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung vor dem Hintergrund 
des Giftgasunglücks am 10. Mai 1985 in Rinteln/ 
Niedersachsen, das drei Menschenleben forder- 
te, die aus dem Jahr 1936 stammende „Verord- 
nung über die Verwendung von Phosphor-Was- 
serstoff zur Schädhngsbekämpfung" zur Ver- 
meidung von Gefährdungen bei der Begasung 
von Getreidesilos für ausreichend, und hält sie es 
insbesondere für vertretbar, daß der verantwort- 
liche Begasungsleiter als Beschäftigter der 
Firma angehört, in deren Anlagen die Begasung 
durchgeführt wird und damit gemessen an sei- 
ner hohen Verantwortung nicht die nötige Unab- 
hängigkeit besitzt? 


36. Abgeordneter 

Kastning 

(SPD) 


Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung an- 
dere und für den Menschen ungefährlichere 
bzw. ungefährlicher handhabbare Stoffe, die für 
die Schädlingsbekämpfung in Getreidesüos ge- 
eignet sind, und wenn ja, was gedenkt die Bun- 
desregierung zu tun, um Phosphor-Wasserstoff 
für diesen Zweck nicht mehr zum Einsatz kom- 
men zu lassen? 


37. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen werden von der Bundesre- 
gierung eingeleitet, um den Rindfleischpreis zu 
stützen, der neuerUch sowohl im Inland wie auch 
im Export unter starken Druck geraten ist? 


38. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel Getrei- 
de in Vorkontrakten aus Dänemark und Frank- 
reich in die Bundesrepubhk Deutschland ver- 
kauft und welche Preise hierbei abgeschlossen 
worden sind? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Soziaiordnung 


39. Abgeordneter 
Sieler 
(SPD) 


Mit welchen finanziellen Auswirkungen für den 
Bundeshaushalt (Einzelplan 11) 1985 rechnet die 
Bundesregierung insgesamt nach dem Urteil des 
7. Senats des Bundessozialgerichts (7 RAr 104/ 
84) über die Gleichbehandlung verheirateter 
Frauen bei der Gewährung von Arbeitslosen- 
hilfe? 


40. Abgeordneter 

Sieler 

(SPD) 


Von wie vielen zusätzlichen Leistungsempfän- 
gern geht die Bundesregierung nach dieser Ent- 
scheidung aus? 
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41. Abgeordneter 

Reimann 


(SPD) 


Wieviel Personal fehlt speziell in der Arbeitsver- 
mittlung und insgesamt im Arbeitsamt Ludwigs- 
hafen am Rhein, und welche Konsequenzen er- 
geben sich daraus insbesondere bezogen auf die 
Arbeitsbelastung des Personals? 


42. Abgeordneter 

Reimann 

(SPD) 


Ist es zutreffend, daß ca. 7 000 Stellen in der 
gesamten Arbeitsverwaltung unbesetzt bleiben 
sollen, weil der Einsatz von EDV vorgesehen 
sein soll, und wie beurteilt die Bundesregierung 
die betreffenden Auswirkungen in bezug auf die 
Notwendigkeit der Beratung von Arbeitslosen? 


43. Abgeordneter 

Amling 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die von Bundesmini- 
ster Dr. Blüm und von seinem Parlamentarischen 
Staatssekretär Vogt, anläßlich der Bundesarbei- 
terkonferenz des DGB vertretene Auffassung, 
daß für eine menschengerechte Gestaltung des 
technischen Fortschritts die Mitbestimmungs- 
rechte der Betriebs- und Personalräte ausgebaut 
werden müssen, und wie bewertet die Bundesre- 
gierung den von den Koalitionsfraktionen einge- 
brachten „Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung 
der Minderheitenrechte in den Betrieben und 
Verwaltungen (MindRG)", dessen Inkrafttreten 
die Möglichkeit für eine wirksame Vertretung 
der Arbeitnehmerinteressen durch Betriebs- und 
Personalräte nicht stärken, sondern durch die mit 
diesem Entwurf offensichtiich beabsichtigte 
Spaltung und Fraktionierung der Betriebs- und 
Personalräte schwächen würde? 


44. Abgeordneter 

Austermann 


(CDU/CSU) 


Wie beurteüt die Bundesregienmg die Tatsache, 
daß auf der Baustelle des Kernkraftwerkes Brok- 
dorf über 630 ausländische Arbeitnehmer, zum 
Teü ohne entsprechende Arbeitserlaubnis, tätig 
sind, die zum größten Teü aus Nicht-EG-Län- 
dern stammen und baiüiche Maßnahmen durch- 
führen, und welche Maßnahmen gedenkt die sie 
angesichts der arbeitslosen Bauarbeiter durchzu- 
setzen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


45. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aktivitä- 
ten des Londoner Büros, in dem Beauftragte der 
US-Regierung auch für eine Beteiligung von 
deutschen Personen und Firmen an dem For- 
schungsprogramm zur Strategischen Verteidi- 
gungsinitiative der Vereinigten Staaten von 
Amerika werben, und wie stellt sich die Bundes- 
regierung insbesondere zu den Vertragsangebo- 
ten dieses Büros gegenüber deutschen Spitzen- 
wissenschaftlern? 
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46. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Welche Dokumente oder Spezifikationen der 
US-Regierung liegen der Bundesregierung zur 
Projektbeschreibung eines Forschungspro- 
gramms zur Strategischen Verteidigungsinitiati- 
ve der Vereinigten Staaten von Amerika vor, und 
auf welchen Gebieten hat die US-Regierung die 
Bundesrepublik Deutschland eingeladen, sich 
mit finanziellen Aufwendungen zu beteiligen? 


47. Abgeordneter 

Dr. Jens 

(SPD) 


48. Abgeordneter 

Dr. Kühler 

(SPD) 


Welche deutschen Firmen bzw. Firmen mit Sitz 
in der Bundesrepublik Deutschland haben bisher 
gegenüber der Bundesregierung bzw. gegen- 
über den Beauftragten der US-Regierung ihr In- 
teresse an der Teünahme an dem Forschungs- 
programm zur Strategischen Verteidigungsin- 
itiative der Vereinigten Staaten von Amerika be- 
kundet, und welche Themenfelder haben sie ge- 
nannt? 

In welchen Ressorts hat die Bundesregierung 
beauftragte bzw. zuständige Beamte für die Be- 
arbeitung der Frage „Beteiligung der Bundesre- 
publik Deutschland an dem Forschungspro- 
gramm zur Strategischen Verteidigungsinitiative 
der Vereinigten Staaten von Amerika" bestimmt 
oder sind ohne besondere Einsetzung tätig, und 
wer sind diese Beamten? 


49. Abgeordneter 

Fischer 

(Homburg) 

(SPD) 


Welche Mitglieder der Bundesregierung, Parla- 
mentarische Staatssekretäre und Staatsminister 
haben in der Zeit seit der „Star- War- Rede" des 
US- Präsidenten im März 1983 Gespräche, Son- 
dierungen, Verhandlungen oder ähnliches mit 
offiziellen US-Regierungsstellen über Aspekte, 
Einzelheiten und Konsequenzen der Beteiligung 
der Bundesrepublik Deutschland an dem For- 
schungsprogramm zur Strategischen Verteidi- 
gungsinitiative der Vereinigten Staaten von 
Amerika geführt, und welches sind die Ergeb- 
nisse? 


50. Abgeordneter 

Fischer 

(Homburg) 

(SPD) 


51. Abgeordneter 

Grunenberg 

(SPD) 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung 
für den Zeitpunkt ihrer endgültigen offiziellen 
Entscheidung über die Beteiligung der Bundes- 
republik Deutschland am Forschungsprogramm 
zur Strategischen Verteidigungsinitiative der 
Vereinigten Staaten von Amerika unter Berück- 
sichtigung der Tatsache, daß die US-Regierung 
die 60-Tage-Frist für eine Beteiligung von inter- 
essierten Ländern nicht aufgehoben hat? 

Mit welchem Mittel- Volumen rechnet die Bun- 
desregierung clLs künftige Belastung des Bundes- 
haushalts, falls sich die Bundesrepublik Deutsch- 
land an dem Forschungsprogramm zur Strategi- 
schen Verteidigungsinitiative der Vereinigten 
Staaten von Amerika beteiligen sollte, und in 
welche Einzelpläne sollen gegebenenfalls die 
entsprechenden Mittel eingestellt werden? 
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52. Abgeordneter 

Gninenberg 

(SPD) 


53. Abgeordneter 

Dr. von Biilow 

(SPD) 


Welche Überlegungen gibt es in der Bundesre- 
gierung, den für eine Beteiligung der Bundesre- 
publik Deutschland an dem Forschungspro- 
gramm zur Strategischen Verteidigungsinitiative 
der Vereinigten Staaten von Amerika gegebe- 
nenfalls notwendigen finanziellen Mehraufwand 
zu decken (Erhöhung des Ausgabevolumens 
oder Einsparung an anderen Stellen gegebenen- 
falls bei welchen zivüen Forschungsaufwen- 
dungen)? 


Wird sich die Bundesregierung, wie vom franzö- 
sischen Außenminister vorgeschlagen, an einer 
europäischen Technologie agentur beteiligen, 
die vergleichbare europäische zivüe Forschun- 
gen und Entwicklungen auf dem für SDI maßge- 
benden technologischen Gebieten koordinieren 
soll? 


54. Abgeordneter 

Dr. Feldmann 

(FDP) 


Läßt der Auftrag der von der US- Review 
Commission on Chemical Warfare engagierten 
defense Consulting firm, „to assess European 
attitudes on binaries", den Schluß zu, daß die 
amerikanische Regierung über die Haltung der 
Bundesregierung und der anderen europäischen 
Verbündeten zu der in den USA umstrittenen 
Modernisierung des amerikanischen C- Waffen- 
potentials nicht oder nicht ausreichend infor- 
miert ist? 


55. Abgeordneter 

Dr. Feldmann 

(FDP) 


Welche Gespräche haben zwischen der amerika- 
nischen Administration und der Bundesregie- 
rung über die geplante Modernisierung der US- 
C-Waffen, ihre mögliche Stationierung und ihre 
rüstungskontroUpohtischen Auswirkungen statt- 
gefunden, und welche Haltung hat die Bundes- 
regierung hierbei eingenommen? 


56. Abgeordneter 
Lowack 
(CDU/CSU) 


Welche Gründe sprechen eigenthch dagegen, 
daß Jugendhche, die ihre Lehre absolviert haben 
und ihre Wehrdienstzeit ableisten möchten, zum 
frühestmöglichen Termin zur Bundeswehr ein- 
gezogen werden, so daß z. B. vermieden werden 
könnte, daß Jugendliche, die ohne Wehrdienst 
kaum eine Chance haben, einen Arbeitsplatz zu 
finden, arbeitslos würden? 


57, Abgeordneter 

Pauli 

(SPD) 


In welchem Ausmaß wird Transportgut der Bun- 
deswehr auf der Schiene einerseits und in wel- 
chem Ausmaß wird Transportgut der Bundes- 
wehr auf der Straße andererseits befördert? 


58. Abgeordneter 

Pauli 

(SPD) 


Welche Entwicklung der relativen Anteile sieht 
die Bundesregierung für die Zukunft, und trifft 
es zu, daß auf Grund der Durchführungsbestim- 
mungen für den Straßentransportverbund der 
Bundeswehr Transportgut der Bundeswehr von 
der Schiene auf die Straße verlegt wird? 
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59. Abgeordneter In welchem Umfang und auf Grund welcher 

Antretter bundesdeutschen Kontrolle erfährt die Bundes- 

(SPD) regierung die Standorte der ständig in Gefechts- 

bereitschaft befindhchen atomar bestückten 
Pershing II-Raketen? 


60. Abgeordneter 

Antretter 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung die Feststellung der 
Ärztevereinigung IPPNW bestätigen oder wider- 
legen, daß beim Brand einer der ständig in Ge- 
fechtsbereitschaft befindhchen Pershing II-Ra- 
keten „Plutonium freigesetzt wird" und „ein Ge- 
biet von der Ausdehnung einer Großstadt radio- 
aktiv verseucht werden könnte", so daß es „auf 
unbestimmte Zeit nicht mehr bewohnbar wäre" ? 


61. Abgeordnete 

Frau 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen oder wi- 
derlegen, daß die atomaren Sprengköpfe der 
ständig gefechtsbereiten Pershing II-Raketen 
mit Hubschraubern zu den Bereitschaftsstellun- 
gen der Raketen transportiert werden? 


62, Abgeordnete 

Frau 

Fuchs 

(Verl) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung bestätigen oder wi- 
derlegen, daß beim Absturz und Brand eines 
Hubschraubers, der atomare Sprengköpfe für 
Pershing II-Raketen transportiert, eine Freiset- 
zung von Plutonium erfolgen kann? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit 


63. Abgeordneter 

Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 


Kann die Bundesregierung angeben, wie viele 
Kleinkinder in der Bundesrepublik Deutschland 
jährlich am sogenannten „plötzlichen Kindstod" 
sterben^ und wie verhält sich diese Zahl im Ver- 
gleich zur Anzahl der plötzlichen Kindstode in 
anderen Ländern? 


64. Abgeordneter 

Müller 

(Schweinfurt) 

(SPD) 


Wieweit ist die Erforschung der Ursachen dieses 
Phänomens in der Bundesrepublik Deutschland 
gediehen, und hält es die Bundesregierung für 
erforderlich, die Forschung auf diesem Gebiet 
durch den Einsatz von Bundesmitteln weiter vor- 
anzutreiben? 


65. Abgeordneter 

Catenhusen 

(SPD) 


Wie viele „überzählige" befruchtete menschli- 
che Eizellen von Frauen, die durch künstliche 
Befruchtung schon schwanger geworden sind, 
werden z. Z. in den klinischen Zentren der Bun- 
desrepublik Deutschland, in denen künstliche 
Befruchtungen vorgenommen werden, auf be- 
wahrt? 
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66. Abgeordneter 
Kalisch 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, welche Ju- 
gendorganisationen aus dem Bundesgebiet ein- 
schließhch dem Land Berlin Teilnehmer zu den 
XII, Weltfestspielen nach Moskau entsenden 
wollen, und trifft es zu, daß die hiesigen Vorbe- 
reitungsorganisationen für die XII. Weltfestspie- 
le entsprechend der kommunistischen „Drei- 
Staaten-Theorie " getrennte Teilnehmerdelega- 
tionen aus dem Land Berlin und dem übrigen 
Bundesgebiet entsenden wollen? 


67. Abgeordneter 
Kalisch 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es für die Bindungen des Landes Berlin an das 
übrige Bundesgebiet schädhch ist, wenn Ju- 
gendverbände aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land getrennte Delegationen nach Moskau ent- 
senden, obgleich ihre Untergliederungen im 
Land Berlin gleichberechtigte Bestandteile ihrer 
jeweiligen Bundesorganisation sind? 


68. Abgeordneter 

Broll 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung eine Teilnahme demo- 
kratischer Jugendorganisationen an den XII. 
Weltfestspielen in Moskau angesichts der Ziel- 
setzung dieser Spiele und deren Ausnutzung für 
Zwecke der kommunistischen Ideologie für an- 
gebracht, und werden Jugendhche aus westh- 
chen Demokratien im Rahmen der dortigen Ver- 
anstaltungen öffentlich auch für die Wahrung 
von Freiheit und Menschenwürde etwa in den 
Staaten des Ostblocks ein treten und Kritik an der 
sowjetischen Invasion in Afghanistan äußern 
können? 


69. Abgeordneter 

Broll 

(CDU/CSU) 


Unterstützt die Bundesregierung die Teilnahme 
von Jugendlichen und Jugendorganisationen 
aus der Bundesrepubhk Deutschland an den 
XII. Weltfestspielen in Moskau, und ist eine di- 
rekte oder indirekte Förderung von Reisen zu 
diesen Weltfestspielen beabsichtigt? 


70. Abgeordneter 

Dr. Weng 
(Gerlingen) 

(FDP) 


Sieht die Bundesregierung eine Möghchkeit, auf 
die Programme des Deutschen Fernsehens dahin 
gehend hinzuwirken, daß diese bei gezeigten 
Fümen (Spielfilmen) zur Unterrichtung der El- 
tern das Alter angeben, von dem an diese Filme 
für Kinder bzw. Jugendliche zulässig sind? 


71. Abgeordneter Gibt es öffentiich zugänghche Datenbanken, bei 

Kirschner denen Ergebnisse von Tierversuchen gespei- 

(SPD) chert und bei Bedarf abgerufen werden können, 

und wenn ja, in welchem Umfang stehen Daten- 
banken mit gespeicherten Daten zur Verfügung? 


72. Abgeordneter 

Kirschner 

(SPD) 


Wenn nein, wie ist dies zu rechtfertigen im Hin- 
bhck der zur Verfügung stehenden Technik und 
der Vermeidung von unnötigen Doppel- und 
Mehrfachtierversuchen? 


13 




Drucksache 10/3448 


Deutsdier Bundestag — 10. Wahlperiode 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 


73, Abgeordneter 

Peter 

(Kassel) 

(SPD) 


Welche Studien und wissenschaftlichen Untersu- 
chungen zur Arbeitsplatzwirksamkeit neuer In- 
formations- und Kommunikationstechnologien 
hat die Bundesregierung bisher gemäß ihrer An- 
kündigung im Regierungsbericht Informations- 
technik vergeben, und wann werden die Ergeb- 
nisse vorhegen? 


74. Abgeordneter 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Von welchen Forschungs- und Entwicklungsvor- 
haben in der Bundesrepublik Deutschland auf 
dem Gebiet der Abgasreinigung bei Kraftfahr- 
zeugen hat die Bundesregierung Kenntnis, und 
wie werden diese Vorhaben unterstützt? 


75. Abgeordneter 

Carstensen 

(Nordstrand) 

(CDU/CSU) 


Welche Aufgaben soll das geplante geisteswis- 
senschaftiiche Japan-Institut wahrnehmen, und 
inwieweit wird bei der Planung und Vorberei- 
tung eine ausreichende Mitarbeit der mit den 
Problemen der Praxis in den Handelsbeziehun- 
gen vertrauten Institutionen in Japan gesucht? 


76. Abgeordneter 
Roth 
(SPD) 


Welche Überlegungen werden in der Bundesre- 
gierung darüber angestellt, wie es durch zivüe 
Forschungs- und Entwicklungsanstrengungen 
gehngen kann, die aus dem Forschungspro- 
gramm zur Strategischen Verteidigungsinitiative 
der Vereinigten Staaten von Amerika erwarteten 
zivüen Spin-offs ohne Umweg über die müitäri- 
sche Forschung im direkten Wege anzugehen, 
und welche Themenfelder eignen sich nach An- 
sicht der Bundesregierung hierzu besonders? 


77. Abgeordneter 

Roth 

(SPD) 


78. Abgeordneter 

Dr. Jens 

(SPD) 


Welche zivüen Forschungs- und Entwicklungs- 
projekte erwägt die Bundesregierung in Angriff 
zu nehmen, um zusammen mit Frankreich den 
Kern für ein „Europa der Technologie" auf den 
Weg zu bringen? 

Wieviel optische Sensoren die zivil, und wieviel 
optische Sensoren, die militärisch entwickelt 
wurden, werden derzeit nach der Kenntnis der 
Bundesregierung in der diesbezüglichen physi- 
kahschen Forschung und in der industriellen An- 
wendung, insbesondere bei der Fertigung mit- 
tels Handhabungsautomaten, eingesetzt? 


79. Abgeordneter 

Catenhusen 


(SPD) 


Welche auf der Grundlage von innerstaatiichen 
Gesetzen oder international bindenden Verträ- 
gen bestehenden Beschränkungen müssen von 
der Bundesregierung auf ihre Beachtung geprüft 
werden, falls sich deutsche Firmen an den For- 
schungsarbeiten zur Strategischen Verteidi- 
gungsinitiative der Vereinigten Staaten von 
Amerika beteiligen woUen? 
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80. Abgeordneter 

Vahlberg 

(SPD) 


Welche wissenschaftlichen Analysen über einen 
durch militärische Forschung generell induzier- 
ten oder induzierbaren zivütechnologischen In- 
novationsschub liegen der Bundesregierung vor, 
und inwieweit wird durch sie die These eines 
Spin- off s aus militärischer Forschung für zivüe 
Zwecke gestützt? 


81 Abgeordneter 

Vahlberg 

(SPD) 


Auf welchen Technologiefeldem sieht die Bun- 
desregierung die europäische und insbesondere 
die zivile Forschung und Entwicklung in der 
Bundesrepubhk Deutschland dem Stand ver- 
gleichbarer Aktivitäten in den Vereinigten Staa- 
ten von Amerika als überlegen an? 


82. Abgeordneter 

Zander 


(SPD) 


Welche Mittel sind zur Zeit im Einzelplan 30 
für die im Zusammenhang mit der französischen 
EUREKA-Initiative diskutierten zivüen For- 
schungs- und Entwicklungsprojekte im Rahmen 
der mittelfristigen Finanzplanung ausgewiesen, 
bzw. welche Möglichkeiten sieht die Bundesre- 
gierung, hierfür Beträge vorzusehen? 


83. Abgeordneter 
Zander 
(SPD) 


Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung 
über die Kosten von zivüen Forschungs- und 
Entwicklungsanstrengungen, die darauf abzie- 
len, die aus dem Forschungsprogramm zur Stra- 
tegischen Verteidigungsinitiative der Vereinig- 
ten Staaten von Amerika erwarteten Spin-offs 
ohne Umweg über die militärische Forschung 
anzugehen? 


84. Abgeordneter 

Dr. Kübler 

(SPD) 


Wie viele Laser, die zivü, und wie viele Laser, die 
militärisch entwickelt wurden, werden derzeit 
nach Kenntnis der Bundesregierung in der 
deutschen Forschung und Entwicklung anwen- 
dungsorientiert oder in konkreten Anwendun- 
gen eingesetzt? 


85. Abgeordneter 

Vosen 


(SPD) 


In welchen Großforschungseinrichtungen, In- 
stituten der Max-Planck-Gesellschaft und der 
Fraunhofer-Gesellschaft werden mit grundfinan- 
zierten Mitteln aus dem Bundesministerium für 
Forschung und Technologie und der jeweüs kor- 
respondierenden Länder-Förderung Themenbe- 
reiche bearbeitet, die für die Themenfelder des 
Forschungsprogramms zur Strategischen Vertei- 
digungsinitiative der Vereinigten Staaten von 
Amerika von besonderem Interesse sind? 


86. Abgeordneter 

Vosen 


(SPD) 


Welches sind die technologiepolitischen Bedin- 
gungen und Kriterien, unter denen die Bundes- 
regierung die Beteiligung der Bundesrepubhk 
Deutschland an dem Forschungsprogramm zur 
Strategischen Verteidigungsinitiative der Ver- 
einigten Staaten von Amerika vorsehen wird, 
und ist insbesondere beabsichtigt, über den 
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freien Transfer von für zivile Zwecke geeigneten 
Technologien eine formelle Regierungsverein- 
barung zwischen den zuständigen Forschungs- 
ministern zu treffen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


87. Abgeordneter 

Dr. von Bülow 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Äußerung 
des BDI-Präsidenten, Dr. Langmann, wonach 
deutschen Unternehmen die Beteiligung an der 
Strategischen Verteidigungsinitiative der USA 
nicht verwehrt werden könne, vor dem Hinter- 
grund der eigenen Erklärung gegenüber der 
Westeuropäischen Union, wonach sich die Bun- 
desrepublik Deutschland an der Entwicklung 
oder Herstellung strategischer Waffen nicht be- 
teiligen werde? 


88. Abgeordneter 

Dr. Hauchler 

(SPD) 


Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, 
daß in diesen Tagen Repräsentanten der „Viel- 
Parteien-Konferenz" aus Namibia mit namhaften 
Juristen und CDU-Politikern in der Konrad- Ade- 
nauer-Stiftung eine Verfassung für Namibia vor- 
bereiten, obwohl die Resolution 435 des Sicher- 
heitsrates der Vereinten Nationen bestimmt, daß 
eine aus freien Wahlen in Namibia hervorgegan- 
gene Versammlung die Verfassung für das unab- 
hängige Namibia erarbeiten soll? 


89. Abgeordneter 

Dr. Hauchler 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung im Plan der südafri- 
kanischen Regierung, im Juni 1985 in Namibia 
eine Interimsregierung einzusetzen, einen Vor- 
stoß gegen die Resulotion 435 der Vereinten Na- 
tionen, die von der Bundesregierung bisher als 
verbindliche Grundlage ihrer Namibia- Politik 
erklärt wurde, und in welcher Weise wird die 
Bundesregierung auf die Konrad-Adenauer-Stif- 
tung einwirken, damit von deutscher Seite nicht 
gegen den Beschluß der Vereinten Nationen ge- 
handelt wird? 


90. Abgeordnete 

Frau 

Eid 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Konsequenzen wird die Bundesregie- 
rung aus der vom Berliner Missionswerk in Auf- 
trag gegebenen Studie des schweizer Journali- 
sten Peter Niggh ziehen, die auf Grund umfang- 
reicher Recherchen überzeugend belegt, daß die 
äthiopische Regierung die Hilfsorganisationen, 
die Hungerhilfe leisten, faktisch dazu zwingt, 
Umsiedlungsprogramme zu finanzieren, die vor 
allem dazu dienen, den im Norden agierenden 
Befreiungsbewegungen die politische Basis zu 
entziehen und nicht wie behauptet, das Hunger- 
problem wirksam zu bekämpfen? 
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91. Abgeordnete Mit welchen konkreten Schritten will die Bun- 

Frau desregierung Druck auf die äthiopische Regie- 

Eid rung ausüben, damit die Forderungen nach so- 

(DIE GRÜNEN) fertigem Stop der Umsiedlungsprogramme und 

nach Erlaubnis für die Hilfsorganisationen, die 
Nahrungsmittel selbst in allen Lagern verteilen 
dürfen, eingelöst werden können, um damit zu 
gewährleisten, daß die humanitäre Hüfe nicht 
länger dazu benutzt wird, die machtpolitischen 
Interessen der äthiopischen Zentralregierung 
durchzusetzen? 


92. Abgeordneter 
Dr. Rose 
(CDU/CSU) 


Wie beurteüt die Bundesregierung den Besuch 
des kommunistischen Präsidentschaftskandida- 
ten Perus Dr. Barrantes (Bürgermeister der Stadt 
Lima) in der Bundesrepubhk Deutschland, des- 
sen Wahlkampf durch Geldmittel aus der Bun- 
desrepublik Deutschland mit finanziert wurde, 
sowie die näheren Umstände dieser Einladung? 


93. Abgeordneter 
Dr. Rose 
(CDU/CSU) 


Ergibt sich aus diesem Besuch oder aus Gegen- 
besuchen eine Belastung der offiziellen deutsch- 
peruanischen Beziehungen? 


94. Abgeordneter 
Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Teüt die Bundesregierung die Ansicht des Koor- 
dinators für die deutsch-amerikanische Zusam- 
menarbeit, Staatssekretär a. D. von Staden, in 
den „Baltischen Blättern": „Wir handelten ge- 
gen unsere eigenen Interessen, wenn wir den 
Friedensvertragsvorbehalt pohtisch akti- 
vierten"? 


Bonn, den 7. Juni 1985 
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